Deutsdier Bundestag 

2. Wahlperiode 
1953 


Drudtsadie 3590 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle besdiließen; 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Tarifvertragsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Tarifvertragsgesetz vom 9. April 1949 
(WiGBl. S. 55) in der Fassung des Änderun^s- 
gesetzes vom 11. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. 
TS. 19) wird wie folgt ergänzt: 

l.Nadi § 1 werden folgende neue §§ 1 a 
und 1 b eingefügt: 

„§ 1 a 

(1) Zur Beilegung von Meinungsverschie- 
denheiten, die nach der Kündigung oder 
dem Ablauf eines Tarifvertrages zwischen 
den Tarifvertragsparteien über den Ab- 
schluß eines neuen Tarifvertrages ent- 
stehen, müssen Tarifverträge Vereinbarun- 
gen über die Bildung einer Schlichtungs- 
stelle und das Schlichtungsverfahren ent- 
halten. Auf Schlichtungsvereinbarungen In 
einem anderen Tarifvertrag (Manteltarif- 
vertrag) oder einem besonderen Sdilich- 
tungsabkommen kann Bezug genommen 
werden. 

(2) Kommt eine Einigung über den Ab- 
schluß eines neuen Tarifvertrages nidit zu- 
stande, so kann jede Tarifvertragspartei 
unter Bezeichnung der zu behandelnden 
Streitfrage die Sdbliditungsstelle anrufen. 

(3) Das Ergebnis eines Sdiliditungsver- 
fahrens Ist mit Begründung schriftlidi nie- 
derzulegen und innerhalb von 7 Tagen 
nadi Abschluß des Verfahrens zu ver- 
öffentlichen. 


(4) Die Einleitung von Urabstimmungen 
sowie von Streiks, Aussperrungen oder an- 
deren Arbeitskampfmaßnahmen ist erst 
nach Ablauf von 14 Tagen nach Veröffent- 
lichung des Ergebnisses eines Sdilichtungs- 
verfahrens zulässig. 

§ 1 b 

(1) Die Schlichtungsstelle kann Aus- 
künfte und Gutaditen einholen sowie Aus- 
kunftspersonen und Sachverständige hören. 
Sie kann den Parteien die Beibringung von 
Unterlagen aufgöben. Der wesentliche In- 
halt der Aussagen und Unterlagen ist in 
die Niederschrift aufzunehmen; es soll da- 
bei vermerkt werden, ob erbetene Unter- 
lagen ausreichend gegeben wurden oder 
ob gebeten wurde, von einer Veröffent- 
lichung Abstand zu nehmen. 

(2) Dem Antrag einer Tarifvertragspar- 
tei auf Einholung eines Gutaditens über 
die voraussichtlichen Auswirkungen der im 
Verfahren streitigen Neuregelungen auf 
die wirtschaftliche Lage der Arbeitnehmer 
und Betriebe (Arbeitgeber) der betroffenen 
Wirtsdiaftszweige (Produktivitäts-, Er- 
trags-, Preis- und Lohnentwicklung) so- 
wie auif die gesamte Volkswirtschaft, ins- 
besondere die Erhaltung der Realkaufkraft 
der Deutschen Mark, ist stattzugeben. 

(3) Ist in den Schlichtungsvereinbarun- 
gen die Bildung einer Bundessciilichtungs- 
stelle vorgesehen, so ist auf Antrag einer 
Tarifvertragspartei In den Fällen des Ab- 
satzes 2 ein Gutachten des Präsidenten der 
Bundesno'tenbank einzuholen. 
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(4) Gutachten nach Absatz 3 sind zu ver- 
öffentlichen; Gutachten nach Absatz 2 sind 
auf Antrag einer Partei zu veröffent- 
lichen.“ 

2. ln § 4 Abs. I erhält Satz 2 folgende Fas- 
sung: 

..Diese Vorschrift gilt entsprechend für 
Rechtsnormen des Tarifvertrages über be- 
triebliche und betriebsverfassungsrecht- 
liche Fragen sowie über die Einrichtung 
einer Schlichtungsstelle und das Schlich- 
tungsverfahren 

Artikel 2 

Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende 
Tarifverträge sind innerhalb von drei Mo- 


naten an die Bestimmungen des Artikels 1 
Nr. 1, § 1 a Abs. 1, anzupassen, soweit sie 
nicht innerhalb dieses Zeitraumes enden. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 
Artikel 4 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

Bonn, den 28. Mai 1957 

Mauk 

Dr. Becker (Hersfeld) und Fraktion 



